
Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 NBauO 
 

1. Außenwandflächen 

Die Außenwandflächen der Gebäude sind aus unglasierten Sicht- oder Verblendmauerwerk oder als Putzfassade 
zu errichten. 

Zulässig sind für Außenwandflächen überwiegend rot bis rotbraune Farbtöne sowie entsprechend dem Farbregister 
RAL 840 HR, alle Weißtöne, Beige 1001, Sandgelb 1002, Elfenbein 1014, Lichtgrau 7035 und auch vergleichbare 
Produkte und Farbtöne.  

Bei Putzfassaden müssen Sockelbereiche abgestuft und passend zur Hauptfarbe jeweils dunkler abgesetzt 
werden. Eine ergänzende Verwendung von Holz, Metall, Werk- oder Kunststein oder andersfarbigen Ziegeln in 
einem Umfang von bis zu 40% der jeweiligen Außenwandflächen nach Abzug der Fenster und Türöffnung und 
ohne Anrechnung der Dachflächen ist zulässig. 

Flächig auf der Hausfassade verlegte Plattenverkleidungen jeglicher Art aus Kunststoff und Baustoffimitationen 
sind nicht zulässig. Hochglänzende Oberflächen für die Fassadengestaltung sind nicht zulässig. Die Oberflächen 
der Außenwände sind bei Doppelhäusern einheitlich in Material und Farbgebung auszubilden. 

 
2. Nebengebäude und Garagen 

Nebengebäude müssen in Material und Farbe dem Hauptgebäude entsprechen. Carportanlagen, Wintergärten und 
je Grundstück 1 Gartenhaus sind von vorstehender Regelung ausgenommen.  

Die mindestens 1,00 m breiten Grundstücksstreifen zwischen Garagen und Verkehrsflächen bzw. öffentlichen 
Grünflächen sind zu begrünen. 

 
3. Dachformen. Dachneigungen und Dachfarbe 

Zulässig sind Sattel-, Walm- und Pultdächer. Die Dachneigungen müssen mindestens 30° und dürfen höchstens 
48° betragen. Die Dachneigungen von Gauben und Zwerchgiebeln müssen mindestens 15° und dürfen höchstens 
60° betragen. 

Die Dacheindeckung hat mit schwarzen, anthrazitfarbenen, roten oder rotbraunen Dachpfannen zu erfolgen. 

Die Dächer von Doppelhäusern sind hinsichtlich Dachform, Drempelhöhe, Dachneigung und Dacheindeckung 
(Material und Farbe) einheitlich auszubilden. Wintergärten sind von vorstehenden Regelungen ausgenommen. 

Für Nebengiebel an den Traufseiten darf die Traufwandhöhe 6,00 m betragen, wenn alle Nebengiebel insgesamt 
nicht breiter als 1/3 der jeweiligen Trauflänge sind. 

Abweichungen von dieser Vorschrift sind bezüglich der Dacheindeckung zulässig, sofern in die von außen 
sichtbaren Dachflächen Anlagen zur Energiegewinnung durch Solartechnik entsprechend den technischen 
Anforderungen eingebaut werden sollen. 

Nebengebäude gemäß § 14 BauNVO und Garagen gemäß § 12 BauNVO sind auch mit einem Flachdach zulässig. 

 
4. Dachaufbauten 

Die Gesamtlänge der Dachaufbauten (Dachgauben) darf 1/2 der jeweiligen Trauflänge nicht überschreiten. 
Zwischen zwei Dachgauben muss eine Dachfläche in einer Breite von mindestens 1,50 m als Abstand bleiben. Die 
Abstände der Dachaufbauten von der Dachrinne, den Giebelwänden und der Abstand des Dachaustrittes zum First 
darf das Maß von 1,00 m nicht unterschreiten. 

 
5. Einfriedungen 

An den Grundstücksgrenzen sind nur lebende Hecken aus heimischen, standortgerechten Gehölzen zulässig.  

Als Abgrenzung der Grundstücke zur öffentlichen Verkehrsfläche (Vorgärten) sind nur Hecken aus heimischen, 
standortgerechten Gehölzen bis zu einer Höhe von maximal 1,00 m zulässig. 

Präambel 
 
Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 84 der Niedersächsischen 
Bauordnung (NbauO) und des § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Stadt Esens den Bebauungsplan Nr. 75 „Falkenhamm“, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen 
Festsetzungen sowie den örtlichen Bauvorschriften, als Satzung beschlossen. 
 
 
Esens, den     
 
 
 
              
 Bürgermeister (Wilbers)   (Siegel)    Stadtdirektor (Buß) 

2. Aufstellungsbeschluss 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Esens hat in seiner Sitzung am  05.03.2012  die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 75 „Falkenhamm“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 
 26./27.07.2012  ortsüblich bekanntgemacht. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
 
 

4. Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Esens hat in seiner Sitzung am  08.10.2012  die öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  15./16.10.2012  ortsüblich 
bekanntgemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom  25.10.2012  bis  26.11.2012  
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
  
 
5. Vereinfachte Änderung 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Esens  hat in seiner Sitzung am    dem vereinfacht geänderten Entwurf 
des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt. 
Den Beteiligten im Sinne von § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB wurde mit Schreiben vom    Gelegenheit zur 
Stellungnahme bis     gegeben. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
  
 
6. Satzungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Esens hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner 
Sitzung am    als Satzung (§10 BauGB) sowie die Begründungen beschlossen. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
  
 
7. Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss ist gemäß § 10 BauGB am    in der örtlichen Presse und am    im Amtsblatt 
für den Landkreis Wittmund bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am    rechtsverbindlich 
geworden. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
  
 
8. Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
  
 
9. Mängel der Abwägung 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht 
worden. 
 
Esens, den     
 
 
     
 Stadtdirektor (Buß) 
 

 
3. Entwurfs- und Verfahrensbetreuung 

Projektbearbeitung:      Dipl.-Ing. Matthias Lux 
Technische Mitarbeit:   S. Bruns 
 
 
Oldenburg, den _16.01.2013_ 

Marie-Curie-Str. 1 
26129 Oldenburg 
T  0441 361164-90 
F  0441 361164-99 

Hinweise 
 
 
1. Baunutzungsverordnung 

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990. 

 
2. Altlasten 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Ablagerungen bzw. Altstandorte zutage treten, so ist 
unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 

 
3. Bodenfunde 

Bei Erdarbeiten können archäologische Funde, wie Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken oder 
auffällige Bodenverfärbungen zutage kommen. Bodenfunde sind wichtige Quellen für die Erforschung der Ur- und 
Frühgeschichte und unterstehen als Bodendenkmale den Schutzbestimmungen des Nds. Denkmalschutzgesetzes, 
wonach sie meldepflichtig sind. Meldepflichtig ist der, Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 
Hinweise auf Bodenfunde nehmen die Untere Denkmalschutzbehörde, der Landkreis sowie die Ostfriesische 
Landschaft entgegen. 
 
Da Bodendenkmale im Areal vermutet werden, sind archäologische Untersuchungen und Dokumentationen 
erforderlich. Ausreichend lange Fristen zur Dokumentation und ggf. zur Fundbergung sind einzuräumen. Auf §§ 13 
und 14 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517), in der z. Zt. gültigen 
Fassung, wird hingewiesen. Das Ergebnis der Untersuchung durch die Ostfriesische Landschaft ist vor Baubeginn 
vorzulegen. 

 
4. Wallhecken 

Die zeichnerisch festgesetzten Wallhecken sind, neben der Festsetzung zur Erhaltung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) 
Baugesetzbuch und der Festsetzung zur Neuanlage nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) Baugesetzbuch, auch nach § 22 
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz geschützt. Sie sind dem entsprechend in 
ihrem naturnahen Zustand zu erhalten. Das Wachstum von Bäumen und Sträuchern darf demnach nicht 
beeinträchtigt werden. Zuständig für die Überwachung der Einhaltung des Wallheckenschutzes ist die Untere 
Naturschutzbehörde des Landkreises Wittmund. 

 
5. Wärmestandard 

Im Plangebiet wird angestrebt, dass alle Wohnhäuser zumindest den Wärmstandard des Kfw-Effizienzhaus 70 
erfüllen. 

Verfahrensvermerke 
 
1. Plangrundlage 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 
 Maßstab: 1:1000 

 Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen  
 Vermessungs- und Katasterverwaltung, 
 

 © 2011 
 
 
 Regionaldirektion Aurich 

 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen 
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ____________ ). Sie ist hinsichtlich der 
Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. 
 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
 
Wittmund, den    
 
Katasteramt Wittmund 
 
 
     

(Unterschrift) 
 
              

Nachrichtliche Übernahmen 
 
 

 
1. Sichtfelder 

Die von den Sichtfeldern überdeckten Flächen sind von jeglicher Bebauung und Bewuchs über 0,80 m Höhe, 
gemessen von Fahrbahnoberkante, freizuhalten. 

 

Textliche Festsetzungen 
 

1. Allgemeine Wohngebiete WA gemäß § 4 BauNVO 

1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA sind die unter § 4 Abs. 2 Nr. 2 bis 3  BauNVO genannten allgemein 
zulässigen Nutzungen wie die „nicht störenden Handwerksbetriebe“ sowie die „Anlagen für sportliche Zwecke“ nicht 
zulässig (gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO) 

1.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA sind die unter § 4 Abs. 3 BauNVO genannten ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen Nr. 1 bis 5 nicht Bestandteil des Baugebietes (gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

 
2. Höhe der baulichen Anlagen in den allgemeinen Wohngebieten WA gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4  

und § 18 Abs. 1 BauNVO 

2.1 Die Firsthöhe der Wohnhäuser wird auf max. 9,00 m festgesetzt. Die Firsthöhen von Doppelhäusern sind 
einheitlich auszubilden. 

2.2 Die Traufhöhen am unteren Sparrenanschnittspunkt mit der Außenkante des aufgehenden Mauerwerks dürfen 
bei eingeschossiger Bauweise das Maß von 3,60 m und bei einhüftiger Bauweise das Maß von 3,60 m bzw. 5,20 
m, mit Ausnahme der Dachaufbauten, nicht überschreiten. 
 
Die Traufhöhen von Doppelhäusern sind einheitlich auszubilden. Bei Nebengebäuden einschließlich Garagen wird 
die Traufhöhe auf max. 3,00 m festgesetzt. 

2.3 Die Höhen der Oberkante der fertigen Erdgeschossfußböden dürfen das Maß von 0,60 m nicht überschreiten. 
Die Sockelhöhen von Doppelhäusern sind einheitlich auszubilden. 

2.4 Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen sind jeweils die Fahrbahnoberkanten der angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsflächen. 

 
3. Nebenanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB in Verbindung mit § 14 Abs.1 BauNVO 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden Nebenanlagen, wie z.B. Garten-, Gewächs- und 
Gerätehäuser auf maximal 30 m² Grundfläche begrenzt. Diese Nebenanlagen sind zwischen 
Straßenbegrenzungslinie und der straßenseitigen Baugrenze (Vorgärten) nicht zulässig. 

 
4. Garagen, Carports und Stellplätze nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 12 

BauNVO 

Garagen, Carports und Stellplätze sind zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der straßenseitigen Baugrenze 
(Vorgärten) nicht zulässig, davon ausgenommen sind die Stichwege. 

Garagen, Carports und Stellplätze haben zur Eingrünung in den seitlichen, nicht überbaubaren 
Grundstücksbereichen einen Grenzabstand von mindestens 1,00 m einzuhalten, wenn diese Grenze an öffentliche 
Verkehrsflächen der Stichwege bzw. Grünflächen anschließt. 

 
5. Zahl der Wohnungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 

Es sind nicht mehr als 2 Wohnungen je Wohngebäude zulässig. 

 
6. Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

6.1 Die gekennzeichnete Grünfläche ist mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen. 

6.2 Die Wallhecke ist mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen aufzupflanzen. 

 
7. Gewässerräumstreifen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

Die gekennzeichneten Fläche ist mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Stadt Esens und der 
Entwässerungsverbände belastet. Der Grabenräumstreifen ist von festen Bauten jeglicher Art freizuhalten, 
ebenfalls sind hier Bäume und Gehölze unzulässig. Tätigkeiten im Rahmen der Grabenunterhaltung sind auf 
diesen Flächen zulässig. 

 
8. Schallschutz gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

8.1 Für die Bauflächen an der „Norderstraße“ (L 6) wird passiver Schallschutz festgesetzt. In den jeweiligen 
Bereichen sind Vorkehrungen zum Schallschutz bei Neubauten, wesentlichen baulichen Änderungen und 
Umbauten, die einem Neubau gleichkommen, auszuführen. Die straßenzugewandten Seiten und die senkrecht zur 
Straßenachse stehenden Bauteile (Wand, Dach, Fenster, Tür) von Aufenthaltsräumen in Wohnungen, 
Übernachtungsräumen von Beherbergungsbetrieben sowie von Büroräumen sind so auszuführen, dass sie den 
Anforderungen des jeweiligen Lärmpegelbereiches der DIN 4109 genügen. 

8.2 Auf dem an der Norderstraße nächstgelegenen Grundstücken bis 40,00 m Tiefe, gemessen von der 
straßenseitigen Baugrenze, dürfen Aufenthaltsräume wie Terrassen und Balkone nicht an den Hausseiten 
angeordnet werden, die dem vollen Schalleinfall unterliegen, alternativ sind diese einzuhausen. Die Fenster von 
Schlafräumen sind an der lärmabgewandten Seite anzuordnen oder mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen 
zu versehen. 

8.3 Bei Anordnung eines zusätzlichen Schallhindernisses mit abschirmender Wirkung auf dem Ausbreitungsweg 
kann der Betrag des sich daraus ergebenden Abschirmmaßes bei Ermittlung des Lärmpegelbereiches in 
Abweichung zum Bebauungsplan angerechnet werden. 

 
9. Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

Die gekennzeichnete Fläche ist mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der anliegenden Grundstücke 
belastet. 


